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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 R 476/11 B 
 
L 5 R 265/11 (Sächsisches LSG) 
S 2 R 842/10 (SG Dresden) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………. 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Juni 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d   sowie  die Richter  Dr.  K o l o c z e k   

und   K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 1. November 2011 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 1.11.2011 hat das Sächsische LSG einen Anspruch der Klägerin auf Rente 

wegen verminderter Erwerbsfähigkeit verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung wird ein Verfahrensmangel geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Soweit - wie vorliegend - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

gerügt werden, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: 

(1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich feh-
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lerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt 

aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können 

(BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a 

RdNr 55).  

 

Ausweislich des Sitzungsprotokolls vom 1.11.2011, auf das die Beschwerdebegründung zuläs-

sigerweise Bezug nimmt, ist beantragt worden, 

 "ein Sachverständigengutachten zu den Punkten, ob bei der Klägerin eine Narkolepsie ohne 
Kataplexie vorliegt und ob die gefundenen Laborparameter bei der Klägerin vorhanden sind 
und was diese Werte bezugnehmend auf die Narkolepsie bedeuten. Das Gutachten ist zu 
erstellen unter Auswertung des Schlaflaborberichts im Zeitraum vom 10. bis 13. Oktober 
2011 in der Charité". 

 

Damit hat die Klägerin keinen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag bezeichnet. Weder liegt 

in der Formulierung, "ob" die benannten Umstände vorliegen, die erforderliche Behauptung 

einer Beweistatsache, noch handelt es sich bei der Bezeichnung "die gefundenen 

Laborparameter/diese Werte" um hinreichend bestimmte Umstände (vgl BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 3 RdNr 6 mwN, RdNr 8), die mit dem angebotenen Beweismittel denkbar belegt 

werden könnten. 

 

Es bleibt zudem gänzlich offen, worum im Ausgangsrechtsstreit überhaupt gestritten wird, wel-

che Feststellungen das Berufungsgericht hierzu getroffen hat und warum es ausgehend von der 

maßgeblichen Rechtsansicht des Berufungsgerichts auf die im angeblichen Beweisantrag 

angesprochenen Umstände ankommen sollte. Eine Rechtsfolge, bei der es eine 

"streitgegenständliche Krankheit" geben könnte, ist im Recht der gesetzlichen 

Rentenversicherung nicht ersichtlich. 

 

Soweit die Klägerin eigenständig das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) 

des LSG angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintliche - Unrichtigkeit 

des Berufungsurteils kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7).  

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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